
D O K U M E N T  1 0 1 Deportationen

Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über Aufenthaltsbeschränkung

vom 24. August 1961 
(GBL II S. 344)

§ 1
örtliche Organe, die das Verlangen nach Aufenthaltsbe­
schränkung gemäß § 3 der Verordnung stellen können, 
sind die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte.

§ 2
Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung, die gemäß 
§ 3 Abs. 3 der Verordnung entsprechend Anwendung 
finden, sind insbesondere die Abschnitte über

Verhaftung und vorläufige Festnahme, 
Durchführung der Hauptverhandlung,
Vollstreckung des Urteils.

§ 3
Der Haftbefehl wird auf Verlangen des örtlichen Organs 
vom Staatsanwalt beantragt.
Der Staatsanwalt vertritt das Verlangen der örtlichen 
Organe der Staatsmacht in der Hauptverhandlung.
Der Minister des Innern Der Minister der Justiz

M а г о n Dr. Benjamin

Auch das von der Volkskammer beschlossene „Vertei­
digung sgesetz“ (GBl. I S. 175) sieht, ohne daß der „Ver­
teidigungszustand“ erklärt sein muß, Aufenthaltsbe­
schränkungen und Aufenthaltsverbote vor. So kann 
nach §15 dieses Gesetzes „im Interesse der Verteidigung 
der Republik“ der Aufenthalt in bestimmten Gebieten 
ganz oder teilweise untersagt werden.
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Gesetz
zur Verteidigung der Deutschen Demokratischen 

Republik (Verteidigungsgesetz)
vom 20. September 1961 

(GBl. I S. 175)

§ 15
Zutritt zu bestimmten Gebieten

(1) Auf Antrag der Leiter der Dienststellen und Ein­
heiten der Nationalen Volksarmee kann im Interesse 
der Verteidigung der Republik der Zutritt zu bestimm­
ten Gebieten für ständig oder für die Dauer von Übun­
gen und Transporten von den Dienststellen der Deut­
schen Volkspolizei verboten oder von einer Sonderge­
nehmigung abhängig gemacht werden.
Der Aufenthaltt in diesen Gebieten kann ganz oder 
teilweise untersagt werden.
(2) Die im Absatz 1 genannten Maßnahmen können im 
Verteidigungszustand auch von den Leitern der Dienst­
stellen und Einheiten der Nationalen Volksarmee an­
geordnet werden.

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. Ulbricht

Besondere Aufenthaltsbeschränkungen bestehen an der 
Demarkationslinie zwischen der SBZ und der Bundes­
republik. Hier sind im Zusammenhang mit den Maß­
nahmen an der Demarkationslinie im Mai 1952 Sperr­
gebiete geschaffen worden. Sie bestehen aus dem 10-m- 
Kontrollstreifen, dem 500-m-Schutzstreifen und der 
5-km-Sperrzone. Nach einer Anordnung des Innenmini­
steriums der SBZ vom 18.6.1954 (Zentralblatt S.266) 
mußten die Bewohner, die in der 5-km-Sperrzone woh­
nen, einen Registriervermerk des zuständigen Volks­
polizei-Kreisamtes haben. Wer im 500-m-Schutzstreifen 
wohnte, mußte außerdem beim zuständigen Kommando 
der Grenzpolizei registriert sein. Auch diese Registrie­
rung war im Personalausweis zu vermerken. Beide 
Registrierungen wurden unbefristet erteilt. Nach einem 
Befehl des sowjetzonalen Ministeriums des Innern Nr. 
39/61 vom 14.9.1961, der nicht veröffentlicht wurde, 
sind diese bisherigen Registrierungen nunmehr sämtlich 
hinfällig geworden. Die neuen Registrier vermerke sol­
len jetzt nur noch eine Gültigkeit von drei Monaten 
haben und müssen jeweils vor Ablauf dieser Frist ver­
längert werden. Vor allem wird hier festgelegt, daß die 
Genehmigungen nur noch solchen Personen zu geben 
sind, die durch ihr bisheriges Verhalten „die Gewähr 
dafür bieten, daß die Sicherheit im Sperrgebiet nicht 
gefährdet“ wird. Der Befehl des Innenministeriums 
führt auch eine große Zahl von Personen a u f ,  denen aus 
beruflichen oder privaten Gründen eine Einreise oder 
ein Aufenthalt im Sperrgebiet nicht gestattet sein soll.
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Befehl des Ministers des Innern 
Nr. 39/61 vom 14.9.1961

(Auszug)

Inhalt: Gewährleistung der Sicherheit im Sperrgebiet 
an der Westgrenze der Deutschen Demokrati­
schen Republik.

Zur Gewährleistung der Sicherheit an der Westgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik befehle ich:

ІП.
Maßnahmen im Sperrgebiet

5. Die bisher erteilten unbefristeten Registriervermerke 
verlieren mit Wirkung vom 30. 9.1961, 24,00 Uhr, ihre 
Gültigkeit. Alle Bürger sind verpflichtet, bis zu diesem 
Zeitpunkt sich neu registrieren zu lassen.
Die neuen Registriervermerke haben jeweils eine Gül­
tigkeit bis zu drei Monaten und müssen vor Ablauf 
dieser Frist erneuert werden.
6. Die Genehmigung (Registriervermerke) zum Bewoh­
nen des 500-m-Schutzstreifens sind durch die Chefs der 
Grenzkompanien und die Genehmigungen zum Bewoh­
nen der 5-km-Sperrzone vom zuständigen Leiter der 
VPKA nur solcher* Personen zu erteilen, die durch ihr 
bisheriges Verhalten die Gewähr dafür bieten, daß die 
Sicherheit im Sperrgebiet nicht gefährdet wird.

11. Zuzugsgenehmigungen sind grundsätzlich nicht zu 
erteilen an Rückkehrer und Zuziehende aus West­
deutschland und Westberlin, an Ausländer und Staaten­
lose, an schwer oder mehrfach Vorbestrafte sowie an 
solche Personen, die aus dem Sperrgebiet an der Staats-

5 8


